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Zur Höhe des Mitverschuldens eines 11 Jahre und 9 Monate alten Kindes gemäß § 9 
StVG, § 254 BGB, das unachtsam vom Gehweg auf die Straße tritt und dabei verletzt 
wird. 
 
§ 116 Abs. 1 SGB X, § 7, 9 StVG, §§ 828 Abs. 3, 254 BGB 
 
Urteil des Schleswig-Holsteinischen OLG vom 03.01.2020 – 7 U 33/19 – 
Abänderung des Urteils des LG Kiel vom 01.02.2019 – 4 O 106/19 –  
 

Die Klägerin macht aus übergegangenem Recht Ansprüche aus einem Verkehrsunfall vom 
30.01.2017 geltend. 
An diesem Tag befand sich die zum Unfallzeitpunkt 11 Jahre und 9 Monate alte Geschädigte 
auf dem Heimweg von der Schule. Sie nutzte zusammen mit anderen Kindern den rechten 
Gehweg Richtung Osten. Die Beklagte zu 2 befuhr die Straße mit ihrem bei der Beklagten zu 1 
versicherten Fahrzeug ebenfalls in östlicher Richtung. Zu diesem Zeitpunkt hielt ein Bus an der 
auf der gegenüberliegenden Straßenseite befindlichen Haltestelle. Es fand ein reges Ein- und 
Aussteigen statt. Als die Beklagte zu 2 die Schulkinder erkannte, trat die Geschädigte, ohne 
auf den fließenden Verkehr zu achten, vom Gehweg auf die Straße, um den gegenüber 
haltenden Bus noch zu erreichen. Die Beklagte zu 2 erfasste die Geschädigte im Bereich 
des linken Beines und verletzte sie. Zum Unfallzeitpunkt betrug die Geschwindigkeit der Be-
klagten zu 2 ca. 30 km/h bei einer vorgeschriebenen Geschwindigkeit von 50 km/h.  
Die Klägerin hat infolge des Unfalls 10.512,88 € an Leistungen erbracht, deren Ersatz sie mit 
einer Quote von 75% von den Beklagten als Gesamtschuldnern verlangt. Das LG Kiel gab 
der Klage mit einer Quote von 50% statt und wies die Klage im Übrigen ab. 
Das OLG erachtet die Berufung als begründet. Der Klägerin stehe eine Haftungsquote von 
75% und nicht nur von 50% zu. Der Anspruch der Klägerin ergebe sich aus § 7 StVG, § 115 
VVG, § 116 Abs. 1 SGB X. Die sich aus den vorgenannten Vorschriften ergebende Haftung der 
Beklagten sei gemäß § 9 StVG, § 254 BGB um einen Mitverschuldensanteil der Geschädig-
ten von 25% zu kürzen. 
Die Geschädigte habe mit dem Betreten der Fahrbahn ihre aus § 25 Abs. 3 StVO obliegende 
Sorgfaltspflicht verletzt, denn auf einer Fahrbahn hätten Kraftfahrer gemäß § 25 StVO Vor-
rang. Die Geschädigte habe zum Unfallzeitpunkt auch gemäß § 828 Abs. 3 BGB über die zur 
Erkenntnis der Verantwortlichkeit erforderliche Einsichtsfähigkeit verfügt. Ihr sei bekannt ge-
wesen, dass ein Überqueren einer Straße nur unter Beachtung des fließenden Verkehrs erfol-
gen könne. Aber auch wenn die Geschädigte die Altersgrenze des § 828 Abs. 2 BGB zum 
Unfallzeitpunkt überschritten hatte, verblieben kindliche Eigenheiten wie Impulsivität, man-
gelnde Konzentrationsfähigkeit und gruppendynamisches Verhalten, die ein Kind daran hinder-
ten, die Gefahren des Straßenverkehrs hinreichend abzuschätzen. Dabei sei insbesondere zu 
berücksichtigen, wie lange ein Kind die Altersgrenze des § 828 Abs. 2 BGB überschritten habe. 
Demgegenüber sei die Betriebsgefahr des bei der Beklagten zu 1 versicherten KFZ durch den 
gegen § 3 Abs. 2a StVO festgestellten Verstoß gesteigert. Wer ein Fahrzeug führe müsse sich 
gegenüber Kindern, hilfsbedürftigen und älteren Menschen insbesondere durch die Vermeidung 
von Geschwindigkeit und durch Bremsbereitschaft so verhalten, dass eine Gefährdung dieser 
Personen ausgeschlossen werde. Dies erfordere ein Höchstmaß an Vorsicht, Umsicht und 
Sorgfalt. Die Beklagte zu 2 habe angegeben, die Schulkinder gesehen zu haben und deshalb 
ihre Geschwindigkeit reduziert zu haben. Der Beweis des ersten Anscheins spreche aber für ihr 
schuldhaftes Verhalten. Bei der Gesamtschau sei deshalb eine Haftungsquote von 75% ge-
rechtfertigt. 
Hinweis: Das OLG führt aus: „Die zulässige Berufung ist teilweise begründet“. Da das OLG 
dem Klageanspruch aber in vollem Umfang stattgegeben hat, ist diese Aussage für den Leser 
zunächst irreführend. (A.L.) 
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Das Schleswig-Holsteinische OLG hat mit Urteil vom 03.01.2020 – 7 U 33/19 –  
wie folgt entschieden: 
 

  



UV Recht & Reha Aktuell (UVR) 
08/2020 vom 31.08.2020 

- 484 - 

   
 DOK 750.0:750.12:751.1 

 

  



UV Recht & Reha Aktuell (UVR) 
08/2020 vom 31.08.2020 

- 485 - 

   
 DOK 750.0:750.12:751.1 

 

  



UV Recht & Reha Aktuell (UVR) 
08/2020 vom 31.08.2020 

- 486 - 

   
 DOK 750.0:750.12:751.1 

 

  



UV Recht & Reha Aktuell (UVR) 
08/2020 vom 31.08.2020 

- 487 - 

   
 DOK 750.0:750.12:751.1 

 

  



UV Recht & Reha Aktuell (UVR) 
08/2020 vom 31.08.2020 

- 488 - 

   
 DOK 750.0:750.12:751.1 

 

 


